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Der Deutsche Bundestag hat in seiner 43. Sitzung am 17. Septem- 
ber 1954 beschlossen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

zur Linderung des außergewöhnlichen- Notstandes der Stadt 
Bad Oeynhausen, die neun Jahre lang vom Hauptquartier der 
Britischen Rheinarmee besetzt war und nahezu von allen 
Einwohnern hatte geräumt werden müssen, bei dem jetzt 
beginnenden Fortzug des Hauptquartiers zur sofortigen In- 
gangsetzung der Schadensbehebung geeignete Überbrückungs- 
maßnahmen beschleunigt zu ergreifen und dem Bundestag bis 
zum 15. Oktober 1954 über die ergriffenen Maßnahmen zu 
berichten. 

In Ausführung dieses Beschlusses berichte ich im Namen der Bundes- 
regierung wie folgt: 


A. 

In der Stadt Bad Oeynhausen befindet sich das Hauptquartier der 
Britischen Northern Army Group (Rheinarmee). Die Stadt ist daher 
besonders stark mit Dienststellen und Unterkünften belegt. Seit 
dem Jahre 1945 hat die Britische Besatzungsmacht in Bad Oeyn- 
hausen insgesamt 920 Grundstücke requiriert. Davon wurden bis 
zum 30. September 1954 301 Grundstücke freigegeben, so daß am 
1. Oktober 1954 noch 619 Grundstücke in Anspruch genommen 
waren, darunter überwiegend Ein- und Zweifamilienhäuser, ferner 
Mietwohnhäuser, Hotels und Pensionen sowie sonstige gewerbliche 
Betriebe, Gebäude der öffentlichen Hand einschließlich Gebäude des 
Staatsbades sowie Kliniken und Kurheime. 

Das Hauptquartier der Britischen Rheinarmee wird zur Zeit nach 
Mönchen-Gladbach verlegt. Im Zusammenhang hiermit beabsichtigt 
die Britische Rheinarmee, den größten Teil der jetzt noch unter 
Requisition stehenden Liegenschaften in Bad Oeynhausen nach und 
nach freizugeben. Die Verlegung des Hauptquartieres und die ent- 
sprechenden Freigaben haben am 20. September 1954 begonnen. 


Druck: Bu<^druckerel Peter Meier, Bulsdorl/Slegburg 
Alletayertrleb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, Rheinallee 20 

Telefon S6B1 



Der an die Britische Hohe Kommission gerichteten Bitte des Bun- 
desministers der Finanzen, Einzelheiten über den Umfang und die 
Reihenfolge der Freimachung mitzuteilen, hat die Britische Besat- 
zungsmacht durch Übersendung eines Freimachungsplans des Haupt- 
quartiers entsprochen mit dem Hinweis, daß der Plan in Einzel- 
heiten noch technischen Änderungen unterliegen könne. Das 
Bundesministerium der Finanzen hat diesen Freimachungsplan mit 
besonderer Ermächtigung der Britischen Besatzungsmacht zur ver- 
traulidien Verwendung den zuständigen deutschen Behörden der 
Besatzungslastenverwaltung zugeleitet. 

Seit dem 20. September 1954 (Beginn der Verlegung des Haupt- 
quartiers) sind bis zum 31. Oktober 1954 170 Grundstücke frei- 
gegeben worden. In den Monaten November und Dezember 1954 
rechnet die Britische Besatzungsmacht mit je etwa 190 Freigaben. 
Der Freimachungsplan sieht weitere laufende Freigaben bis ein- 
schließlich Februar 1955 vor. In Bezug auf 158 Grundstücke hat die 
BritisÄe Besatzungsmacht den Freigabezeitpunkt noch nicht fest- 
gelegt. Es wird aber nur eine geringe Anzahl von Grundstücken für 
die Unterbringung einiger in Bad Oeynhausen verbleibender briti- 
scher Dienststellen und ihrer Angehörigen weiterhin in Anspruch 
genommen bleiben. 


B. 

Im Zusammenhang mit der Massenfreigabe von Liegenschaften in 
Bad Oeynhausen war zu prüfen, welche besonderen Maßnahmen 
notwendig sind, um die alsbaldige Wiederbenutzung der Grund- 
stücke und damit insbesondere auch eine Wiederaufnahme des Kur- 
betriebes in vollem Umfange zu ermöglichen. 

L Bisherige allgemeine Hilfsmaßnahmen 


Für die ersten drei Monate nach der Freigabe hat das Bundesmini- 
sterium der Finanzen in Höhe von 75 v. H. die Fortzahlung der für 
die Dauer der Inanspruchnahme zu zahlenden Nutzungsvergütung 
aus allgemeinen Bundesmitteln (Verteidigungsfolgekostenhaushalt) 
gewährleistet (Rundschreiben vom 4. Juli 1952 — II C — BL 1520 
— 56/52 — und die dazu ergangenen Ergänzungsrundschreiben), so 
daß die Betroffenen zunächst über Mittel für eine Übergangszeit 
verfügen. (Im übrigen enthalten die den Betroffenen für die Re- 
quisition aus Mitteln des Alliierten Besatzungskosten- und Auftrags- 
ausgabenhaushalts gewährten Nutzungsvergütungen auch einen 
Anteil als Rücklage für verbrauchsbedingte Abnutzung ihrer 
Gebäude und Einrichtungsgegenstände; hierdurch werden viele 
Eigentümer ohnehin im Besitz gewisser, wenn audi bescheidener 
Mittel für die Wiederingangsetzung Ihrer Betriebe und die Wieder- 
herstellung ihrer Häuser sein.) 

Wegen der an den requirierten Objekten entstandenen Belegungs- 
schäden erhalten die Betroffenen aus dem britischen Teil des Alliier- 
ten Besatzungskosten- und Auftragsausgabenhaushalts eine Entschädi- 
gung. Die Betroffenen können auf diese Entschädigungen bis zu 
60 V. H. des voraussichtlichen Entschädigungsbetrages Vorschüsse 
beantragen, die das Bundesministerium der Finanzen ebenfalls aus 
allgemeinen Bundesmitteln zur Verfügung stellt. 

In manchen Fällen wird die Entschädigung jedoch hinter den tat- 
“sächlich erforderlichen Aufwendungen für den Wiederaufbau zu- 
rüÄUeiben. Das Bundesministerium der Finanzen hat sich- daher, 
nachdem Im Hinblick auf die bevorstehende Beendigung des Besat- 
zungsregimes die Freigabe requirierter Liegenschaften, Insbesondere 
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solcher der privaten Hand, einen immer größeren Umfang ange- 
nommen hat, in den in der Fußnote *) aufgeführten Richtlinien 
bereit erklärt, zusätzlich zu der alliierten Entschädigung zu Lasten 
des Haushalts der Verteidigungsfolgekosten zins verbilligte und til- 
gungsgünstige — für Hausrat in der Regel unverzinsliche — Dar- 
lehen zu gewähren, die einschließlich def alliierten Entschädigung 
bis zur Höhe von 70 v. H. des für die Instandsetzung, Wiederher- 
stellung oder Wiederbeschaffung etwa tatsächlich aufzuwendenden 
Betrages bewilligt werden können. Wegen der DeAung der Finan- 
zierungslücke von 30 V. H. vgl. die nachstehenden Ausführungen 
unter 11 2 c. 


II. Besondere Hilfsmaßnahmen für Bad Oeynhausen 

Aus Kreisen der Betroffenen und ihrer Verbände sowie von der 
Stadtverwaltung Bad Oeynhausen ist die Besorgnis laut geworden, 
daß die vorgenannten allgemeinen Hilfsmaßnahmen für die Frei- 
machung Bad Oeynhausens, die einen Sonderfall darstelle, nicht aus- 
reichen. Auch ist die Befürchtung ausgesprochen worden, daß die 
zuständigen Behörden nicht hinreichend vorbereitet seien, um die 
aus^ den zu erwartenden Massenfreigaben anfallenden Arbeiten 
zügig zu erledigen. Die zuständigen Bundes- und Landesbehörden 
hatten in der Erkenntnis der bevorstehenden Entwicklung der Dinge 
schon ihrerseits folgende Maßnahmen^ eingeleitet, um den in Bad 
Oeynhausen entstehenden Bedürfnissen gerecht zu werden: 


1, Britisches Entschädigungsverfahren: 

a) Das Bundesministerium der Finanzen hat sich beim Amt des 
Britischen Hohen Kommissars für eine Beschleunigung des 
britischen Entschädigungsverfahrens eingesetzt. Die britische 
Besatzungsmachc hat daraufhin mit Schreiben vom 8. Septem- 
ber 1954 zugesichert, alles zu tun, um die beschleunigte Aner- 
kennung der Entschädigungsanträge sicherzustellen. Auf Ein- 
zelheiten will die Britische Hohe Kommission in Kürze zurück- 
kommen. 

b) Die Besatzungslastenverwaltung des Landes Nordrhein-West- 
falen hat bei der britischen Besatzungsmacht erreicht, daß die 
Besichtigung der freizugebenden Grundstücke durch gemischte 
deutsch-britische „Teams“ im Gegensatz zum bisherigen Ver- 
fahren schon vor der Freigabe stattfindet, was zu einer rasche- 
ren Abwicklung des Entschädigungsverfahrens beiträgt. Dar- 
über hinaus hat das Amt des Britischen Hohen Kommissars 
mit Schreiben vom 8. September 1954 sich, entsprechend der 
Bitte des Bundesministeriums der Finanzen, damit einver- 
standen erklärt, daß bereits zu diesen Besichtigungen die 
Eigentümer hinzugezogen werden. 


*) 

1. Richtlinien für die Gewährung von Bundesdarlehen an freizugebende 
Betriebe des Gaststätten- und Beherbungsgewerbes vom 1. Dezember 
1953 - II C-BL 1526 - 1/53 (MinBlFin 1953 S. 923) 

2. Richtlinien für die Gewährung von Bundesfinanzhilfe für freigegebene 
Betriebe der gewerblichen Wirtschaft mit Ausnahme des Gaststätten- und 
Berherbergungsgewerbes vom 17. Mai 1954 - II C-BL - 1526 - 9/54 
(MinBlFin 1954 S. 382) 

3. Richtlinien für die Gewährung von Bundesdarlehen an freigegebene Wohn- 
gebäude vom 20. Mai 1954 - II C-BL 1526-34/54 (MinBlFin 1954 S. 383) 

4. Richtlinien für die Gewährung von Bundesdarlehen bei Belegungsschäden 
an Hausrat vom 20. Mai 1954 - II C-BL 1526-35/54 (MinBlFin 1954 S. 384). 


3 



2. Maßnahmen «auf deutscher Seite: 


a) Die unter I genannte Vorschuß regelung hat das Bundesmini- 
sterium der Finanzen im Hinblick auf den Fall Bad Oeynhausen 
zu Gunsten der Besatzungsgeschädigten insbesondere dahin 
verbessert, daß eine auf andere Weise nicht zu beseitigende 
Notlage des Antragstellers nicht mehr Voraussetzung einer 
Vorschußgewährung ist. (Inzwischen sind diese verbesserten 
Vorschußrichtlinien auf das gesamte Bundesgebiet erstreckt 
worden.) 

b) Mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse im Fall Bad 
Oeynhausen hat das Bundesminisrerium der Finanzen sich grund- 
sätzlich damit einverstanden erklärt, daß bei den vorgesehenen 
Bundesdarlehen auf Antrag eine Bestimmung in den Dar- 
lehensvertrag aufgenommen wird, wonach gegen Ende der 
vorgesehenen tilgungsfreien Anlaufzeit (oder audi später) 
geprüft wird, ob die normalerweise 10 Jahre betragende Lauf- 
zeit des Darlehens bis zu 15 Jahren zu verlängern ist. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat sich ferner damit 
einverstanden erklärt, auch der Stadt Bad Oeynhausen wegen 
etwaiger Belegungsschäden an ihr gehörigen Liegenschaften im 
Falle der Freigabe Bundesdarlehen nach noch festzulegenden 
Bedingungen zu gewähren. 

c) Soweit im Einzelfalle eine Finanzierungslücke bis zur Höhe 
von 30 V. H. bleiben sollte, hat sich das Land Nordrhein- 
Westfalen bereit erklärt, Landesbürgschaften für Bankkredite 
zu übernehmen. Es ist dem Lande ferner gelungen, über eine 
Landesbank die Bereitstellung eines Bankkredites in Höhe von 
1,2 Mio DM zu erreichen. Nach den letzten dem Bundesmini- 
steriuni der Finanzen vorliegenden Mitteilungen soll dieser 
Kredit zu einem Zinssatz von SVi v. H. (einschließlich Bearbei- 
tungsgebühr) mit einer längeren Tilgungszeit gewährt werden. 
Über die Bereitstellung weiterer verbilligter Bankkredite sind 
die Verhandlungen des Landes noch nicht abgeschlossen. 

d) Auf organisatorischem Gebiet sind im Einvernehmen mit dem 
Finanzminister des Landes Nordrhein-Westfalen folgende 
Maßnahmen durchgeführt worden: 

Die schon bestehende „Außenstelle Bad Oeynhausen“ des 
Kreisbesatzungskostenamts Minden ist erheblich verstärkt 
worden und wird, falls erforderlich, weiter verstärkt werden. 

Das Bezirksbesatzungskostenamt beim Regierungspräsidenten 
in Detmold hat in Bad Oeynhausen ebenfalls eine Außenstelle 
eingeriÄtet, auf welche der Finanzminister des Landes Nord- 

. rhein-Westfalen in Abweichung von den zu I genannten 
Rundschreiben seine Befugnisse zur Bewilligung von Bundes- 
darlehen übertragen hat. 

Auch die Oberfinanzdirektion Münster — Bundesvermögens- 
und Bauabteilung — hat eine Außenstelle in Bad Oeynhausen 
eingerichtet, auf die das Bundesministerium der Finanzen seine 
Zustimmungsbefugnis hinsichtlich der Bewilligung von Dar- 
lehen übertragen hat, soweit die Zustimmung bisher dem 
Bundesministerium der Finanzen Vorbehalten war. 

Die Außenstellen des Bezirksbesatzungskostenamts und der 
Oberfinanzdirektion sowie die Kreditsachbearbeiter der 
Außenstelle des Kreisbesatzungskostenamts sind in demselben 
Gebäude untergebracht worden und können auf diese Weise 
Hand in Hancl arbeiten. Soweit bei der Gewährung von Dar- 
lehen sich die Mitwirkung des Wirtschaftsdezernenten des 
Regierungspräsidenten in Detmold notwendig macht, wird die 
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Außenstelle Bad Oeynhausen des Bezirksbesatzungskostenamts 
diesen kurzfristig — mindestens einmal in der Woche — nach 
Bad Oeynhausen bitten und dort Darlehnsanträge unter 
Besichtigung der zu beleihenden Objekte an Ort und Stelle 
erörtern. Die Außenstelle der Bundesvermögens- und Bau- 
abteilung der Oberfinanzdirektion Münster wird die Voraus- 
setzung der Zustimmung ebenfalls am Ort*und im Benehmen 
mit der Außenstelle des Bezirksbesatzungskostenamts prüfen, 
die Zustimmung bei Vorliegen der Voraussetzungen sofort 
selbst erteilen und den Darlehensvertrag an Ort und Stelle 
abschließen. 

Die Einrichtung der drei Außenstellen ermöglicht es, soweit 
erforderlich, insbesondere auch bei der Gewährung landes- 
verbürgter Kredite, Vertreter der zuständigen Industrie- und 
Handelskammer bzw. Handwerkskammer, des Hotel- und 
Gaststättengewerbes und der Zweigstelle der Landeszentral- 
bank Nordrhein-Westfalen ohne Verzögerung des Verfahrens 
gutachtlich zu hören. Die Beteiligung dieser Stellen ist sicher- 
gestellt. 

e) Soweit etwa im Laufe der weiteren Entwicklung im Zusam- 
menhänge mit der Freimachung und dem Wiederaufbau des 
Kurbetriebes Schwierigkeiten in den Kasseriverhältnissen der 
Stadtverwaltung Bad Oeynhausen eintreten sollten, hat sich 
das Land Nordrhein-Westfalen bereit erklärt, das Erforderliche 
zu veranlassen. 

Vertreter des Bundesministeriums der Finanzen haben sich Anfang 
Oktober 1954 an Ort und Stelle in eingehenden Besprechungen mit 
sämtlichen in Frage kommenden Dienststellen, ferner mit dem für 
den Wahlkreis Minden zuständigen Bundestagsabgeordneten, 
Landrat Wehking, sowie den Vertretern der Besatzungsgeschädigten 
über die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen persönlich unter- 
richtet und die Überzeugung erlangt, daß durch die vorerwähnten 
besonderen Hilfsmaßnahmen den Erfordernissen des Falles Bad 
Oeynhausen Rechnung getragen ist. 

C. 

Was die Frage der durch die Verlegung des britischen Hauptquar- 
tiers im Raum Bad Oeynhausen etwa entstehenden Arbeitslosigkeit 
anbelangt, so beriAtet das Bundesministerium für Arbeit folgendes: 

1 . 

Am 1. Oktober 1954 waren beim britischen Hauptquartier in Bad 
Oeynhausen 3 037 Personen beschäftigt. Man schätzt, daß bis zum 
November 1954 noch etwa 2100 Personen beschäftigt sein werden. 
Entgegen einer früheren Erwartung werden rund 1 500 Arbeits- 
kräfte noch bis Ende Februar 1955 bei der britischen Besatzungs- 
macht in Bad Oeynhausen tätig sein. Die Entlassungen der Beleg- 
schaft, die auf Grund ordnungsgemäßer Kündigung erfolgen, werden 
somit nicht sprunghaft, sondern allmählich stattfinden und sich 
noch über einige Monate des kommenden Jahres erstrecken. Ob 
diese Zahl sich noch mindert, ist davon abhängig, wieviele Arbeits- 
kräfte nadi Mönchen-Gladbach übersiedeln. 

Von den Entlassungen werden die Arbeitsamtsbezirke Minden, 
Herford und in geringem Umfang Detmold betroffen. Ihre Schwer- 
punkte liegen in Bad Oeynhausen, Rehme, Vlotho und Hausberge. 
Die Freistellung der Arbeitskräfte führt zu einer Belastung des 
dortigen Arbeitsmarktes, insbesondere in den Arbeitsamtsbezirken 
Minden und Herford, die am 30. Juni 1954 mit Arbeitslosenziffern 
von 4,5 bzw. 3,6 v. H. zwar unter dem Bundesdurchschnitt von 
5,8 V. H., aber über dem Durchschnitt von Nordrhein-Westfalen 
mit 3,3 V. H. lagen. Eine erhebliche Überalterung, langjährige, meist 
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berufsfremde Beschäftigung bei der Besatzungsmacht und eine der 
dortigen Wirtschaft nicht entsprechende berufliche Gliederung der 
entlassenen Arbeitskräfte werden ihre anderweitige Unterbringung, 
ersdiweren. Ob die Wirtschaft des Raumes in der Lage sein wird^ . 
wenigstens einen Teil der Entlassenen aufzunehmen, erscheint., 
ungewiß. 


IL 

Auf Grund dieser Entwicklung empfehlen sich folgende Maßnahmen: 

1. Umsiedlung 

Nach Errichtung des Hauptquartiers im Jahre 1945 haben sich einige 
hundert Familien in Bad Oeynhausen bzw. der näheren Umgebung 
neu angesiedelt. Für diese Personen wird, soweit dies im Laufe der 
Entwicklung erforderlich werden sollte, die Frage einer Rück- oder 
Umsiedlung im Rahmen der allgemeinen Arbeitsbeschaffungspro- 
gramme geprüft werden, wenn auch der Erfolg einer solchen Maß- 
nahme nach den bisherigen Erfahrungen von vornherein nicht als . 
bedeutend eingeschätzt werden kann. 

2. Notstandsmaßnahmen 

Da eine kurzfristige Vermittlung arbeitslos werdender Personen 
kaum möglich sein dürfte, wird geprüft werden, ob mit Mitteln 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung Notstandsarbeiten als Überbrückungsmaßnahmen im Raum 
Bad Oeynhausen durchgeführt werden können. Möglichkeiten dafür 
sind in diesem Raum gegeben. 

3. Industrieausweitung und -ansiedlung 

Aus den bisherigen Verhandlungen hat sich ergeben, daß die Mög- 
lichkeit besteht, durch Bereitstellung von Darlehen Betriebe auszu- 
bauen, die dadurch in der Lage sein werden, zusätzlich Arbeitskräfte 
zu beschäftigen. Eine Anzahl von Firmen hat sich zur Aufnahme 
von Arbeitskräften bereit erklärt, falls ihnen entsprechende Mittel 
zur Verfügung gestellt werden. Die Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung hat das Land Nordrhcin- 
Westfalen aufgefordert, ihr entsprechende Darlehnsanträge von 
Firmen aus dem Minden-Oeynhausener Bezirk vorzulegen. Sie sollen 
im Rahmen der dem Land Nordrhein- Westfalen von der Bundes- 
anstalt zur Industrieförderung zur Verfügung gestellten 3 Mio I>M 
bevorzugt berücksichtigt werden. Außerdem dürfte es möglich sein, 
Zweigbetriebe von bereits in der Nähe befindlichen Stammunter- 
nehmen neu in dem in Rede stehenden Gebiet anzusiedeln. Diese 
Frage wird vom Bundesministerium für Arbeit zusammen mit den 
zuständigen Ressorts weiterverfolgt. Dagegen werden Arbeitsplatz- 
darlehen aus dem Lastenausgleichsfonds kaum in Frage kommen, 
weil diese Mittel an die Einstellung von Geschädigten i. S. des 
Lastenausgleichsgesetzes gebunden sind und nur kriegssachgeschädig- 
ten Betrieben zur Verfügung gestellt werden können. 

D. 

Abschließend darf Ich versichern, daß die beteiligten Landes- und 
Bundesressorts die Entwicklung der Verhältnisse In der Stadt Bad 
Oeynhausen im Zusammenhang mit den Freigabemaßnahmen auch 
weiterhin sorgfältig verfolgen und, soweit erforderlich, weitere 
geeignete Maßnahmen In die Wege leiten werden. Die bisher auf 
Landes- und Bundesebene getroffenen Maßnahmen reichen nach 
der Überzeugung der Bundesregierung zunächst aus, so daß Irgend- 
ein Anlaß für eine Beunruhigung der Bevölkerung, der Wirtschaft 
und der Stadtverwaltung Bad Oeynhausen nicht gegeben ist. 

Schaffer 
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